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	Niedersächsische Landesbehörde
für Straßenbau und Verkehr

− Planfeststellungsbehörde −


Feststellung gemäß § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)
Rückbau von Gleisanlangen im Nordhafen von Wilhelmshaven 
Die Niedersachsen Ports GmbH & Co. KG hat bei der NLStBV den Verzicht auf Planfeststellung gemäß § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) i. V. m. § 74 Abs. 7 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) für den Rückbau von Gleisanlagen im Nordhafen von Wilhelmshaven beantragt. Der Rückbau betrifft ein Teilstück von Gleis 3 ab Station 224 km, die südlich von der Lüneburger Straße liegt, bis zum Anfang der Lüneburger Straße Station 349 (ca. 125m).
Im Rahmen der Prüfung, ob die Voraussetzungen für einen Planverzicht vorliegen, ist gemäß 
§ 7 Abs. 2 i. V. m. § 9 Abs. 2 Nr. 2 und der Anlage 1 UVPG i. d. F. vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306), durch eine standortbezogene Vorprüfung zu ermitteln, ob für das beantragte Vorhaben die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erforderlich ist.

Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten Stufe prüft die zuständige Behörde, ob besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, so prüft die Behörde auf der zweiten Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien, ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 Absatz 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde solche Umweltauswirkungen haben kann.

Vorprüfung gemäß § 7 Abs. 2 UVPG:

2. Standort des Vorhabens:

2.3.1. Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berücksichtigung folgender Gebiete und von Art und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes (Schutzkriterien):

2.3.2. Natura 2000-Gebiete nach § 7 Absatz 1 Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes,

Das Vorhaben soll nicht in einem Natura 2000-Gebiet nach § 7 Absatz 1 Nummer 8 des Bundesnaturschutzgesetzes umgesetzt werden.

2.3.3. Naturschutzgebiete nach § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst,

Das Vorhaben soll nicht in einem Naturschutzgebiet nach § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst, umgesetzt werden.
2.3.4. Nationalparke und Nationale Naturmonumente nach § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst,

Das Vorhaben soll nicht in einem Nationalpark oder Nationalen Naturmonument nach § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes, soweit nicht bereits von Nummer 2.3.1 erfasst, umgesetzt werden.

2.3.5. Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gemäß den §§ 25 und 26 des Bundesnaturschutzgesetzes,

Das Vorhaben soll nicht in einem Biosphärenreservat oder Landschaftsschutzgebiet gemäß den §§ 25 und 26 des Bundesnaturschutzgesetzes umgesetzt werden.

2.3.6. Naturdenkmäler nach § 28 des Bundesnaturschutzgesetzes,

Naturdenkmäler nach § 28 des Bundesnaturschutzgesetzes sind nicht betroffen.

2.3.7. geschützte Landschaftsbestandteile, einschließlich Alleen, nach § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes,

geschützte Landschaftsbestandteile, einschließlich Alleen, nach § 29 des Bundesnaturschutzgesetzes sind nicht betroffen.

2.3.8. gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes,

gesetzlich geschützte Biotope nach § 30 des Bundesnaturschutzgesetzes sind nicht betroffen.
2.3.9. Wasserschutzgebiete nach § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes, Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes, Risikogebiete nach § 73 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie Überschwemmungsgebiete nach § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes,

Das Vorhaben soll nicht in einem Wasserschutzgebiet nach § 51 des Wasserhaushaltsgesetzes, Heilquellenschutzgebiet nach § 53 Absatz 4 des Wasserhaushaltsgesetzes, Risikogebiet nach § 73 Absatz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes sowie Überschwemmungsgebiet nach § 76 des Wasserhaushaltsgesetzes umgesetzt werden.

2.3.10. Gebiete, in denen die in Vorschriften der Europäischen Union festgelegten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind,

Das Vorhaben soll nicht in einem Gebiet, in denen die in Vorschriften der Europäischen Union festgelegten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind, umgesetzt werden.

2.3.11. Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes,

Das Vorhaben soll nicht in einem Gebiet mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere Zentrale Orte im Sinne des § 2 Absatz 2 Nummer 2 des Raumordnungsgesetzes umgesetzt werden.

2.3.12. in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden sind.

Das Vorhaben betrifft keine
in amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörde als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden sind.

Da keine besonderen örtlichen Gegebenheiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vorliegen, besteht keine UVP-Pflicht. 

Diese Feststellung ist gem. § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar.
Hannover, 12.04.2021

I. A. Busse

